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Vernehmlassungsverfahren zu den Vorentwürfen 
 
Fragebogen 
 
Vorbemerkung: Die Kommission schickt zwei Vorentwürfe in die Vernehmlassung, einen zur 
parlamentarischen Initiative Graber Konrad, den anderen zur parlamentarischen Initiative 
Keller-Sutter. Beide Vorentwürfe betreffen dieselben Kategorien von Arbeitnehmenden und 
verfolgen dasselbe Ziel, nämlich eine grössere Flexibilität in der Gestaltung der Arbeitszeiten 
für die Arbeitnehmenden. Der vorgeschlagene Lösungsansatz ist jedoch unterschiedlich. 
Beide Vorentwürfe sind Gegenstand des vorliegenden Fragebogens. Die Fragen 1-3 bezie-
hen sich auf beide, die nachfolgenden Fragen jeweils nur auf den bezeichneten Vorentwurf. 
 
 
1. 
 

Halten Sie es grundsätzlich für notwendig, das Arbeitsgesetz im Sinn der beiden 
Vorentwürfe zu ändern? 

 
Antwort  

Nein, die letzte Revision liegt noch nicht einmal 3 Jahre zurück. 
 

 

2. 
 

Falls Sie der Meinung sind, das Arbeitsgesetz sollte revidiert werden: Sind Sie der 
Ansicht, es sollten beide Vorentwürfe realisiert und in Kraft gesetzt werden? Oder 
sind Sie der Ansicht, es sollte nur einer der beiden Vorentwürfe umgesetzt wer-
den? Wenn ja, welcher? 

 
Antwort  

 

 

3. Wie beurteilen Sie die Definition der betroffenen Arbeitnehmenden in den beiden 
Vorentwürfen (Arbeitnehmende, die eine Vorgesetztenfunktion haben oder Fach-
personen sind, die über wesentliche Entscheidbefugnisse in ihrem Fachgebiet 
verfügen; siehe Art. 13a Abs. 1 bzw. Art. 46 Abs. 2 der Vorentwürfe)?  
Teilfrage: Sollte die Verordnung konkrete Vorgaben zur Ausbildung der Fachper-
sonen enthalten (siehe Kap. 2.4 der erläuternden Berichte)? Wenn ja, welche 
Mindestanforderungen sollten in Bezug auf die Ausbildung vorgesehen werden?  

 
Antwort 

 
Die Definitionen sind zu schwammig, unpräzise und letztlich unpraktikabel. 
 
Teilfrage: Nein, auch das ist unparktikabel, siehe Bedenken der Arbeitsmarktbe-
hörden und Arbeitsinspektorate 
 
 



 
 
Fragen zum Vorentwurf zur parlamentarischen Initiative Graber Konrad:  
 

4a. Wie beurteilen Sie die Bestimmungen zur Jahresarbeitszeit (Art. 13a Abs. 2-4)?  
 
Antwort 

 
Die Bestimmungen sind aufgrund der Aufhebung der Arbeitszeiterfassung nicht 
überprüfbar und öffnen Missbrauch Tür und Tor. 
 
 

 
5a. Wie beurteilen Sie die Art und Weise, wie die Jahresmehrstunden ausgeglichen 

werden sollen (Art. 13a Abs. 5)?  

 
Antwort 

 
Wir erachten diesen Vorschlag als untauglich, da die Arbeitgeber im nächsten 
Jahr ohne weiteres „Minus-Stunden“ anordnen und damit eine Auszahlung oder 
Kompensation vermeiden können. 
 

 

6a. Wie beurteilen Sie die Bestimmung zur Teilzeitanstellung (Art. 13a Abs. 6)?   

 
Antwort 

 
 
 
 
 

 

7a. Wie beurteilen Sie die Bestimmung zum maximalen täglichen Beschäftigungszeit-
raum (Zeitraum, innerhalb dessen die bzw. der Mitarbeitende beschäftigt werden 
darf; siehe Art. 13a Abs. 7)?  

 
Antwort 

 
 
Wir erachten diese Ausdehnung als unnötig und gesundheitsgefährdend. Die Ri-
siken müssten entsprechend vorab abgeklärt werden. 
 

 

8a. Wie beurteilen Sie die Bestimmung zur täglichen Ruhezeit (Art. 15a Abs. 3 und 
4)? 

 
Antwort 

 
Wir erachten diese Ausdehnung als unnötig und gesundheitsgefährdend. Die 
Risiken müssten entsprechend vorab abgeklärt werden 
 

 

9a. Wie beurteilen Sie die Bestimmungen zur Sonntagsarbeit (Art. 18 und 19a)? 

 
Antwort 

 
Wir lehnen diese massive Aufweichung ab.  
 
 
 

 



 
 

10a. Wie beurteilen Sie die Bestimmung zum Gesundheitsschutz (Art. 6 Abs. 4)?  

 
Antwort 

 
Diese Kann-Formulierungen erachten wir als völlig unzureichend.  
 
 
 

 

11a. Wie beurteilen Sie die Bestimmung zur möglichen Verschiebung von Beginn und 
Ende der Tages- und Abendarbeit (Art. 10 Abs. 2)?  

 
Antwort 

 
Wir erachten diese Ausdehnung als unnötig und gesundheitsgefährdend. Die Ri-
siken müssten entsprechend vorab abgeklärt werden. 
 

 

12a. Haben Sie Bemerkungen zur Umsetzung des Gesetzesentwurfs?  

 
Antwort 

 
Wir lehnen den Umsetzungsvorschlag ab.  
 
 

 

13a. Haben Sie sonstige Bemerkungen oder Kommentare?   

 
Antwort 

 
 
 
 
 

 
 
Fragen zum Vorentwurf zur parlamentarischen Initiative Keller-Sutter: 
 

4b. Wie beurteilen Sie die Bestimmung, wonach der Arbeitgeber die Angaben betref-
fend die Arbeits- und die Ruhezeit nicht zwingend erfassen und den Behörden zur 
Verfügung stellen muss (Art. 46 Abs. 2, Einleitungssatz)?  

 
Antwort 

 
Wir lehnen diese Bestimmung ab. Sie führt dazu, dass bei den betroffenden Ar-
beitnehmerkategorien eine gravierende Vollzugslücke entsteht. Es würde den 
Vollzugsorganen unmöglich sein zu überprüfen, ob die Arbeitgeber sich an die 
gesetzlichen Bestimmungen halten. Das schafft Rechtsunsicherheit. 
 

 

5b. Halten Sie es für notwendig, bei Nichterfassung der Arbeitszeit Massnahmen zum 
Gesundheitsschutz im Gesetz vorzusehen?  

 
Antwort 

 
Ja, zwingend. Und zwar nicht nur als Kann-Vorschriften. 
 
 
 



 

6b. Haben Sie Bemerkungen zur Umsetzung des Gesetzesentwurfs?  

 
Antwort 

 
 
Wir lehnen den Umsetzungsvorschlag ab.  
 
 

 

7b. Haben Sie sonstige Bemerkungen oder Kommentare?   
 
Antwort 

 
 
 
 
 

 


